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Ablehnung von Eingliederungshilfe nach § 35 a SGB VIII bei Legasthenie  
- Urteil des Verwaltungsgerichts Sigmaringen vom 25. Ja nuar 2005,  
Az.: 4 K 2105/03  

 
1 Anlage  
   
Sehr geehrte Damen und Herren,  
   
das Landratsamt Ravensburg hat uns das beiliegende Urteil des Verwaltungsgerichts Sigmarin-
gen vom 25. Januar 2005, Az.: 4 K 2105/03 zur Verfügung gestellt, das sich mit der Anwendung 
von  
§ 35 a SGB VIII b ei Vorliegen einer Legasthenie befasst. Das Verwaltungsgericht lehnt darin 
eine seelische Behinderung im Sinne von § 35 a SGB VIII bei bloßem Vorliegen einer Legasthe-
nie ohne ausdrückliche Teilehabebeeinträchtigung ab. In den Urteilsgründen betont es die Zwei-
gliederigkeit der Norm des § 35 a Abs. 1 SGB VIII, wonach eine Abweichung der seelischen Ge-
sundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als 6 Monate von dem für das Lebensalter typi-
schen Zustand vorliegen muss (Nr. 1) und daher die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft be-
einträchtigt ist oder eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist (Nr. 2). Nach Auffassung des 
Gerichtes verbietet es sich, jede Beeinträchtigung in der Schule, die aufgrund der Legasthenie 
eintritt, schon als Beeinträchtigung der Teilhabe am Leben der Gesellschaft zu definieren. Auch 
eine drohende Teilhabebeeinträchtigung hat das Gericht bei Vorliegen von Legasthenie, die sich 
insbesondere im psychosomatischen Bereich bemerkbar macht, nicht bestätigt. Es hat einen 
Anspruch an den Jugendhilfeträger abgelehnt, aber die Verantwortung der Schulverwaltung zur 
Erbringung angemessener Hilfestellungen und –leistungen herausgestellt.  
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Kritisch bewertet wird die schematische Betrachtungsweise des Landkreises in 3 Lebensberei-
che (Schule, Freundeskreis/Gesellschaft, Familie) und die daran anknüpfende Bewertung von 
Ausgrenzungen. Dazu hat der Landkreis Ravensburg mitgeteilt, dass keine rein schematische 
Betrachtung erfolgt, sondern in jedem Einzelfall eine intensive Prüfung hinsichtlich des Vorlie-
gens der Voraussetzungen des § 35 a SGB VIII vorgenommen wird. Allerdings sei es dazu wei-
terhin zwingend erforderlich, sich an einem Verfahrensschema und Kriterien, die die Ausgren-
zung an der Teilhabe am Leben benennen, zu orientieren. Damit werde eine Objektivität in der 
Fallbearbeitung ermöglicht und es werde vorgebeugt, dass die Feststellung des Vorliegens einer 
seelischen Behinderung nicht der individuellen Einschätzung von Mitarbeitern anderer Fachdis-
ziplinen, z. B. der Medizin, Schule, Psychiatrie oder einzelner Mitarbeiter der Jugendhilfe über-
lassen wird. Das bisher praktizierte Verfahren werde daher weiterhin beibehalten und weiterent-
wickelt.  
   
Aus unserer Sicht wird mit diesem Urteil die Verfahrensweise, wie sie in der Orientierungshilfe 
für die Jugendhilfe zum Umgang mit Lese-, Rechtschreib-, Rechenstörungen und dem Aufmerk-
samkeitsdefizit-Hyperaktivitäts-Syndrom (ADHS) (vgl. Rundschreiben des Landkreistags Nr. 
720/2003 vom 10. November 2003) bestätigt. Wir werden das Urteil auch dem Kultusministerium 
Baden-Württemberg und dem Landesgesundheitsamt zur Kenntnis geben.  
   
Mit freundlichen Grüßen  
   
   
   
Trumpp  
Hauptgeschäftsführer  
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